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Eckart Hildebrandt

Umweltschutz gleich Arbeitsplätze:
Eine Gleichung, die nicht stimmt

Neue Produkte und Dienstleistungen schaffen Arbeitsplätze, die Ökologisierung ’alter’ 
Bereiche sichert Arbeitsplätze. Doch gleichzeitig hat der Umweltschutzsektor noch 
erhebliche Rationalisierungspotentiale, und vorsorgender Umweltschutz ist allemal 
personalsparender als additiver. Prof. Eckart Hildebrandt vom Wissenschaftszentrum 
in Berlin (WZB) stellt seine Thesen zu einem Thema zur Diskussion, das noch kaum 
untersucht ist. Einzelne Aspekte wie die Wirkung der Rahmenbedingungen auf Be­
schäftigungseffekte, zum Beispiel staatliche Umweltpolitik, ökologische Steuerre­
form, neue Arbeitszeitmuster und Lebensstile, müssen noch ergänzt beziehungsweise 
präzisiert werden.

An eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung wird die Anforderung gestellt, auch die 
Arbeitslosigkeit zu verringern. Erst kürzlich hat die Europäische Kommission in einem 
Weißbuch versucht, die Lösung der drei großen Krisen miteinander zu verbinden: der 
ökonomischen Krise, der sozialen Krise und der ökologischen Krise. Durch den Aufbau 
von Nachbarschaftsdiensten, die Verbesserung der Lebensqualität und den Umwelt­
schutz sollen zum Beispiel bis zu eine Million Arbeitsplätze entstehen.

Unerwartet ungleichmäßige Entwicklung
Das Deutsche Institut für W irtsch-ftsforschung (DIW) schätzt in seinem aktuellen 
Gutachten „Beschäftigungswirkungt des Umweltschutzes“ für Westdeutschland, daß 
1990 zirka 550 000 Arbeitsplätze der Nachfrage nach Umweltschutzgütern und 
-dienstleistungen zuzurechnen sind. Das Netto-Wachstum in diesem Sektor bis zum 
Jahr 2000 wird auf 185 000 Beschäftigte geschätzt; das sind 34 Prozent in zehn 
Jahren. Diese unerwartet langsame, instabile und ungleichmäßige Entwicklung ver­
weist auf die Notwendigkeit, sich etwas systematischer m it den Zusammenhängen 
zwischen Beschäftigung und Umweltschutz auseinanderzusetzen.

Bisher sind die Ökologen noch wenig an Arbeitsplätzen interessiert, sondern am 
Ab- und Umbau umweltriskanter Produkte/Produktionen. Es wird auch bezweifelt, daß 
es bei einer durchgreifenden Umweltschutzpolitik (Effizienz- und Suffizienzrevolution) 
insgesamt zu positiven Netto-Beschäftigungseffekten kommt (vgl. das Projekt 
,Zukunftsfähiges Deutschland“ des Wuppertal-Instituts). Vielmehr geht man vom zu­
künftig verantwortlichen Umgang mit Ressourcen aus und erm ittelt die entsprechend 
nachhaltig verträglichen Arbeits- und Lebensstile. Art und Qualität der Arbeitsplätze 
selbst sind nicht Gegenstand der Überlegungen.

Auf der anderen Seite wollen die arbeitspolitischen Akteure die Abkoppelung von 
Wachstum und Beschäftigung durch den Ausbau des neuen Umweltmarkts zumindest 
teilweise kompensieren. Interessant sind also neue Märkte -  unabhängig von ihren 
Umweltschutzwirkungen. Hinzu kommt, daß bei diesen wesentlich auf politische
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Legitimation abzielenden arbeitsmarktpolitischen Überlegungen allein die Zahl neu zu 
schaffender Arbeitsplätze im Blick ist, nicht aber ihre Qualität und Stabilität.

Nachfrage stark von Politik abhängig

Die gesellschaftlich wirksame Nachfrage nach Umweltschutzgütern und —dienstlei- 
stungen hat einige Besonderheiten, die für die Kalkulation von Beschäftigungswirkun­
gen entscheidend sind. So ist es bereits schwierig, die Grenzen dieses Segments zu 
bestimmen, d.h., welche Produkte und Dienstleistungen dem Umweltschutz zuzurech­
nen sind; inkorporierter Umweltschutz (z.B. die Öko-Waschmaschine) und Multi-Funk­
tionalität (z.B. Antriebstechnik) sind einige der Hauptprobleme. Die Charakteristika der 
Nachfrage entscheiden darüber, inwieweit diese für die Beschäftigungspolitik zu 
funktionalisieren ist.

Die Nachfrager nach Umweltschutzgütern sind Konsumenten, Unternehmen und 
der Staat. Der Staat als Investor, Gesetz-, Auftrag- und Subventionsgeber dominiert 
diesen Markt eindeutig. Neue Gesetze bzw. Novellierungen erzeugen kurzfristige 
Nachfragewellen, die wieder abebben, wenn die geforderten Standards über tech­
nisch-organisatorische Maßnahmen eingelöst werden.

Entsprechend kurzfristig entsteht das Angebot an Gütern und Dienstleistungen 
und beschränkt sich weitgehend auf bekannte und schnell ersetzbare Umweltschutz- 
Technologien. Eine längerfristige Stabilisierung auf hohem Umsatzniveau ist tenden­
ziell nur über den Export möglich. Weil die Gesetz- und Normenentwicklung im 
internationalen Rahmen und der dadurch ausgelöste Bedarf schwer kalkulierbar sind, 
tun sich die Unternehmen schwer, mit längerem Vorlauf qualitativ neue Produkte zu 
entwickeln und darauf bezogene Dienstleistungen anzubieten. Ähnliche Unsicherheiten 
gelten für den Konsummarkt.

Struktur und Potentiale differenziert
Die Struktur der Nachfrage verteilt sich sehr unterschiedlich auf die verschiedenen 
Wirtschaftssektoren. Über 50 Prozent der Beschäftigten im unmittelbaren Umwelt­
schutzarbeiten in den Gebietskörperschaften, weitere 13 Prozent in öffentlichen und 
privaten Entsorgungsunternehmen und nur 17 Prozent im produzierenden Gewerbe. 
Die Nachfrage im produzierenden Gewerbe ist wiederum durch kundenspezifische 
Einzellösungen, komplexe Entscheidungs- und Genehmigungsverfahren und einen 
unübersichtlichen Markt gekennzeichnet.

Um die Bedingungen und Potentiale der Beschäftigungswirkungen von Umwelt­
schutzmaßnahmen im Unternehmen genauer abschätzen zu können, müssen die 
verschiedenen Handlungsfelder beachtet werden (siehe Kasten). Dabei wird ideal­
typisch von einem Einzelunternehmen und seinen umweltpolitischen Handlungsmög­
lichkeiten ausgegangen, denn hier realisiert sich gesellschaftliche Umweltpolitik und 
Beschäftigung.
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Harte Zeiten für Klein- und Mittelbetriebe
Das angenommene Modell-Unternehmen ist nicht zentral im Umweltmarkt angesiedelt. 
Dies entspricht den bisherigen Untersuchungsergebnissen, nach denen Umweltpro­
dukte und -dienstleistungen mehrheitlich von Mischunternehmen angeboten werden, 
die sich in den Umweltmarkt hineindiversifiziert haben und teilweise Eigenentwicklun­
gen vermarkten. Zunehmend werden Paket- oder Systemlösungen angeboten, die 
interdisziplinäre Unternehmenskooperation und externe Beratung erfordern. Mit der 
Etablierung der Umweltmärkte werden die dominierenden Klein- und Mittelbetriebe 
durch Großunternehmen verdrängt.

Gesamteinschätzung kaum leistbar
Thesen zu einer Grobbilanz der Beschäftigungseffekte:
-  Eine Vielzahl von Entscheidungen des einzelnen Unternehmens überlagert sich 
und steht in einem Wechselverhältnis mit den Vorgaben durch staatliche Organe, 
Mitkonkurrenten, Zulieferer und Kunden. Dabei ergeben sich sowohl positive als auch 
negative Beschäftigungseffekte. Es scheint daher kaum in verantwortlicher Weise 
möglich, eine substantiierte Gesamteinschätzung zu geben. Die Umverteilungseffekte 
von Beschäftigung durch Umweltschutz machen es zusätzlich schwer, Beschäfti­
gungswirkungen zu quantifizieren: Substituierung ökologisch nicht mehr konkurrenz­
fähiger Produkte und Dienstleistungen, Verschiebungen zwischen öffentlichen und 
privaten Anbietern, überbetriebliche Vernetzungen und Kooperationen.
-  Additiver Umweltschutz ist ein neuer, expandierender Wirtschaftssektor, der 
zusätzliche Beschäftigung schafft und der damit einer der wenigen Sektoren ist, der 
die massiven und kontinuierlichen Beschäftigungsschrumpfungen in fast allen anderen 
Sektoren ein Stück kompensieren kann. Relativierend muß hier angefügt werden, daß 
auch diese neuen Produkte teilweise Substitutionswirkung auf andere Produkte haben 
und damit an anderen Stellen Beschäftigung vernichten. Daraus entsteht dann die 
Gefahr protektionistischer Strategien. Außerdem ist dieser zusätzliche Umweltschutz 
teuer -  teurer als integrativer und präventiver Umweltschutz -  und fällt in Phasen 
massiver Rationalisierungen und Einsparungen als nicht unmittelbar profitabel dem 
Kostenkalkül zum Opfer.

Gegenüber den vermeintlich hohen Beschäftigungspotentialen neuer Produk- 
te/Dienstleistungen werden zwei Handlungsfelder unterschätzt:
-  Zum einen die Beschäftigungssicherung durch die Ökologisierung bestehender 
Produkte/Dienstleistungen. Dieser Bereich des integrierten Umweltschutzes wird 
immer wesentlich breiter bleiben als der eigentliche Umweltschutzmarkt und auch in 
seinen Beschäftigungswirkungen bedeutsamer. Es wäre fatal, die Aufmerksamkeit auf 
einige ökologische „Vorzeigetechnologien“ zu konzentrieren und Konkurrenzfähigkeit 
zu verlieren, indem der in Normalprodukten inkorporierte Umweltschutz vernach­
lässigt wird. Die Anpassung an fortgeschrittene Schutzstandards. hat größere 
Beschäftigungseffekte als die Schaffung von Zusatzbeschäftigung durch neue 
Umwelttechnologien.
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-  Zum anderen scheinen die weniger spektakulären Beschäftigungseffekte des 
Aufbaus einer innerbetrieblichen und außerbetrieblichen Infrastruktur unterschätzt zu 
werden. Ein/e Umweltschutzbeauftragte/r bringt pro Großunternehmen wenig Masse. 
Aber wenn der Umweltschutz wirklich durchgehend in die Unternehmen integriert wird 
und auch Klein- und Mittelbetriebe dabei unterstützt werden, dann ergeben sich 
beträchtliche und dazu noch umweltpolitisch sehr effektive Beschäftigungswirkungen.

Weites Feld für Rationalisierung
-  Selbst wenn wir uns auf die positiven Beschäftigungs-Effekte von Umweltschutz­
maßnahmen konzentrieren, müssen wir drei Mechanismen in Erwägung ziehen, die 
fiese Effekte abschwächen.

Erstens ist schon aus Kostengründen eine Verlagerung vom nachsorgenden zum 
präventiven Umweltschutz zu erwarten. Die überwiegenden Beschäftigungseffekte 
treten aber im nachsorgenden Umweltschutz auf.

Zweitens wird auch im Umweltschutz zunehmend auf eine Rationalisierung der 
Produktherstellung und -anwendung geachtet. Der neue Bereich verwendet noch viele 
junge“, unausgereifte und arbeitsintensive Technologien und bietet daher überdurch­
schnittliche Rationalisierungsmöglichkeiten. Diese werden aufgrund der hohen Mittel­
knappheit in jedem Fall genutzt werden.

Drittens ist es notwendig, zwischen mehr arbeitsintensiven und mehr technikinten- 
392 siven Verfahren des Umweltschutzes zu unterscheiden. Bei der Wahl zwischen diesen

Alternativen wird -  außer in Bereichen des zweiten Arbeitsmarktes -  auf profitablere 
High-Tech-Lösungen gesetzt.
-  Wegen der Spezifik des Umweltmarktes kommt den internationalen Märkten 
besondere Bedeutung zu. Eine Stabilisierung des Absatzes auf einem höheren Niveau 
kann nur gelingen, wenn das Unternehmen/Land internationaler Vorreiter im jeweiligen 
Marktsegment und die Belieferung ausländischer Märkte möglich ist. Dabei kommt 
dem Staat wiederum eine große Bedeutung zu, indem er zentrale Produkt- und 
Verfahrensentwicklungen anstößt und subventioniert, die Marktöffnung ermöglicht und 
den internationalen Absatz stützt. Es ist allerdings abzusehen, daß sich immer weniger 
Länder einen teuren, nachsorgenden High-Tech-Umweltschutz leisten können, der 
zudem eine passende Infrastruktur und qualifizierte Bedienung/Wartung erfordert. Die 
Länder werden auf einfache, billige und arbeitsintensivere Verfahren übergehen, die 
nicht importiert werden müssen.

Art und Qualität der Arbeitsplätze bedenken
-  Ein Teil der positiven Einschätzung der Beschäftigungseffekte des Umweltschut­
zes beruht auch darauf, daß die Qualität der Beschäftigung nicht mitgedacht wird. Hier 
wären zunächst drei Bedingungen zu prüfen: die Stabilität der Beschäftigung, die 
Qualifikationsanforderungen und die Arbeitsbelastungen. So ist die Beschäftigung 
durch neue Umweltschutzprodukte nur bedingt stabil, da die Innovationszyklen auf 
diesen Märkten immer kürzer werden und auch neue Produkte/Dienstleistungen
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schnell veralten. Die Beschäftigung im Sanierungsbereich ist vielfach sehr ungesichert 
(ABM-Maßnahmen); zusätzlich ist sie in der Regel wenig qualifiziert und teilweise 
gesundheitlich hochriskant. Andererseits dürften zum Beispiel die Tätigkeiten in der 
innerbetrieblichen und außerbetrieblichen Infrastruktur stabil und qualifiziert sein.
-  Schließlich geht es auch um die Umweltschutzeffektivität der Maßnahmen. Nach­
sorgende Maßnahmen sind weit weniger effektiv als integrierte und vorsorgende. Die 
ineffektivste Form des Umweltschutzes bringt also die meisten Arbeitsplätze, die 
effektivste und billigste am wenigsten oder vernichtet sogar Arbeitsplätze. So ist gar 
zu erwarten, daß sich künftig die Protagonisten eines nachsorgenden Umweltschutzes 
mit dem Beschäftigungsargument gegen effektivere Formen des Umweltschutzes 
wehren.
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